
 

 
 

 
Mitglieder im Kuratorium: 
 
Allgemeiner Deutscher         
Fahrrad-Club 
 
Bundesverband IG Klettern 
 
Deutscher Interessensverband 
Mountainbike 
 
Deutsche Reiterliche            
Vereinigung 
 
Deutscher Alpenverein 
 
Deutscher Hängegleiterverband 
 
Deutscher Kanu-Verband 
 
Deutscher Orientierungssport-
verband  
 
Deutscher Ruderverband 
 
Deutscher Segler-Verband 
 
NaturFreunde Deutschlands 
 
Verband Deutscher             
Sporttaucher 
 
Vereinigung der Freizeitreiter 
und -fahrer  
 
 
Förderer des Kuratoriums:  
 
Bundesverband der Deutschen 
Sportartikel-Industrie 
 
Bundesverband Individual- und 
Erlebnispädagogik 
 
Deutscher Angelfischerverband 
 
Deutscher Golf Verband 
 
Deutscher Olympischer            
Sportbund 
 
Deutscher Skiverband 
 
Deutsche Triathlon Union 
 
Fachgruppe Pferdesport im BSI 
 
Fachgruppe Outdoor im BSI 

 
 
 
Kuratorium Sport und Natur e.V. 
Anni-Albers-Str 7, 80807 München 

 
 
Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz,  
Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Referat N II 1 – Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Robert-Schuman-Platz 3 
53175 Bonn 

Per Mail an:                       16.7.2026 

 
Vorhaben Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der natür-
lichen Infrastruktur 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als das Infrastruktur-Zukunftsgesetz zum Jahreswechsel mit den massiven Kür-
zungen bei der Eingriffsregelung und der Beteiligung beschlossen wurde, 
wurde die Sorge durch die Ankündigung des nun vorliegenden Gesetzentwurfs 
zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur gemildert. Wir begrüßen die Bemü-
hungen des vorliegenden Gesetzentwurfs, natürliche Infrastruktur im BNatschG 
zu verankern, ausdrücklich. 
 
Da das Infrastruktur-Zukunftsgesetz für die graue Infrastruktur jedoch verfah-
rensrechtliche Regelungen zum Naturschutz und zur Mitsprache überproportio-
nal stark beschnitt, benötigt dieser vorliegende Gesetzentwurf einen wirkungs-
vollen Schutz der natürlichen Infrastruktur. 
 
Landschaftsgebundene Erholung und insbesondere der verbandlich organi-
sierte Natursport in unseren Mitgliedsverbänden sind hervorragende Multiplika-
toren für den Natur-, Biodiversitäts- und Klimaschutz und das hat seit Jahren 
seinen festen Bestandteil in der Ausbildung der Trainerinnen und Trainer. Die 
Verbände haben bei der Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen und Len-
kungs- Nutzungskonzepten langjährige Erfahrung und sind auf intakte Natur-
räume angewiesen.  
Zum vorliegenden Gesetzentwurf haben wir folgende Anmerkungen: 
 
1. Wir begrüßen im vorliegenden Entwurf ausdrücklich das Multi-

funktionalitätsprinzip wie in § 2 (3a) beschrieben, es verweist 
auch auf die Ziele des § 1 BNatschG. Dieser besonders wichtige 
Punkt wird in § 20a (3) präzisiert. Den aktuell in Klammern gesetzten 
Satz im §20a (3) „Die Flächen der Natürlichen Infrastruktur sind für künf-
tige Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft, 
zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel sowie die 
gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfüllung mehrerer Ver-
pflichtungen im Sinne des § 2 Absatz 3a besonders geeignet.“ halten wir 
für sehr wichtig.  
 
 
 



 

 
 

 
 
Zu den Zielen des §1 des BNatSchG zählt ausdrücklich auch die Förderung 
von Erholung in der Natur. Er sollte daher keinesfalls gestrichen, sondern 
durch Klarstellung, dass die natur- und landschaftsverträgliche Erholungs- 
und Sportausübung unberührt bleibt und Bestandteil multifunktionaler Flä-
chennutzung optimalerweise als Textergänzung angemessen berücksichtigt 
werden muss, weiterentwickelt werden. 
 

2. In § 1 (1a) wird das „überragende öffentliches Interesse“ geregelt. Hier möchten wir an-
merken, dass es im bestehenden Entwurf leider nur für eine kleine Gebietskulisse bestehen-
der Schutzgebiete (mit ohnehin hohem Schutz) angewendet wird und automatisch bei Flä-
chen entfällt, wo schon für andere Zwecke überragendes öffentliches Interesse gilt. Weiter 
findet es keine Anwendung, soweit ein Vorhaben nach EEG, WindSeeG, EnWG, NABEG oder 
weiteren Fachgesetzen bereits selbst als überragendes öffentliches Interesse eingestuft ist. 
Dies soll auch für zukünftige Vorhaben gelten. Damit ist dieses Instrument weitgehend 
zahnlos, da Naturbelange fast immer als nachrangig behandelt werden. 

 
3. Nach § 1 (1a) (allgemeiner Grundsatz) wird die pauschale Ausnahme geregelt: „ein überra-

gendes öffentliches Interesse nach Satz 1 findet keine Anwendung (…) Dies gilt außerdem 
gegenüber aktuellen und zukünftigen Vorhaben, die nach § 2 EEG, § 4 GeoBG, § 1 Absatz 3 
WindSeeG, (…) § 1 Absatz 3 GEG, § 4 Absatz 1 und § 11 Absatz 1 KSpTG, § 1 TKG, § 1 Ab-
satz 7a BauGB (Ergänzung der Aufzählung durch weitere Normen in Gesetzen mit bestehen-
dem üöI)“     
Eine pauschale Ausnahme für bestehende UND zukünftige Vorhaben lehnen wir 
ab. Der Ausbau von Energie- und Verkehrsinfrastruktur bei wertvollen Naturgü-
tern darf nicht ohne Abwägung erfolgen, das bitten wir in der Gesetzesbegrün-
dung klarzustellen. Ein Ausschluss der Reglung für lediglich geplante und bean-
tragte Vorhaben ohne Entscheid in § 74 (7) ist ebenso abzulehnen. 

 
4. Der Schutzstatus von Mooren ist durch den Hinweis „sofern die Wiedervernässung aus Mit-

teln des Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz gefördert wird“ in § 1 (1a) 2. somit an 
Haushaltsmittel gekoppelt. Moore sind überaus wichtige Räume für den Klimaschutz, deren 
Schutz und Renaturierung sollte nicht an eventuell verfügbare Mittel geknüpft werden. 

 
5. Die Angesichts des rapiden Arten- und Lebensraumverlustes schnelle und wirksame Umset-

zung von Naturschutzmaßnahmen aus Ersatzgeldern ist auf Grund von Mangel an Personal 
und bestehenden Strukturen leider nicht zu erwarten. 

 
6. § 20a (2) 2. Buchstabe d bezieht „natürliche oberirdische Gewässer einschließlich ihrer Ufer-

zonen“ ausdrücklich in die Kulisse der Natürlichen Infrastruktur ein.                                
Das ist absolut nachvollziehbar, erfasst jedoch auch Gewässer für den sanften Wassersport 
wie bspw. Kanu-, Segel-, und Rudersportaktive.                                                           
Wir bitten um Klarstellung, dass geringfügige, der naturverträglichen wassersportlichen Er-
holungsnutzung dienende Sicherheitsinfrastruktur – vergleichbar der bereits vorgesehenen 
Privilegierung für Agroforstsysteme § 14 (2a) und für die Unterhaltung von Verkehrswegen 
§14 (4) – nicht dem erhöhten Kompensationsbedarf nach § 15 (3b) unterfällt, das wäre für 
die ehrenamtlichen Verbände und Vereine nicht zu leisten. 

 
 
 
 
 



 

 
 

 
 

 
7. Für § 21 möchten wir darauf verweisen, dass bei der dort beschriebenen Siche-

rung der Biotopvernetzung durch Verbindungsflächen und Verbindungselemente 
die Flächenauswahl durch frühzeitiges Einbeziehen der Interessen im Raum er-
folgen muss und dazu gehören unbedingt auch die Strukturen des verbandlich 
organisierten Natursports, die die Regelung sehr begrüßen jedoch auch auf line-
are Verbindungen in der Landschaft angewiesen sind (Wasserwege, Wege, etc.).   
Nach dem Multifunktionalitätsprinzip wie in § 2 (3a) beschrieben, sollten also in 
Folge kooperative Lenkungs-, Nutzungs- und Pflegekonzepte berücksichtigt wer-
den, die bestehende rechtmäßige Erholungs- und Natursportnutzungen einbezie-
hen. 

 
Wichtig ist uns der übergeordnete Hinweis, dass Maßnahmen zur Schaffung oder 
Verbesserung einfacher, naturverträglicher Erholungsinfrastruktur nicht als Eingriff 
gewertet werden.  
In Weiterentwicklung des Multifunktionalitätsprinzips könnten naturraumbezogen 
die Neuschaffung oder qualitative Verbesserung natürlicher Erholungsinfrastruktur 
als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme anerkannt werden, wenn sie den Erholungs-
wert der Landschaft nachhaltig schützt und zugleich naturschutzfachliche Verbesse-
rungen vorsieht. So könnten bei der Verwendung von Ersatzzahlungen und der Ausgestal-
tung von Naturgutschriften geeignete Kooperationen mit gemeinnützigen Trägern, der Erholung 
und der Umweltbildung, und damit auch den Natursportverbänden berücksichtigt werden, so-
fern diese zur Aufwertung von Natur und Landschaft beitragen. 
Eine solche Regelung würde die Zielsetzungen des Bundesnaturschutzgesetzes konsequent um-
setzen, den Ausbau einer nachhaltigen und naturverträglichen Erholungsinfrastruktur erleich-
tern, die Akzeptanz des Naturschutzes stärken und gleichzeitig einen Beitrag zur Gesundheits-
förderung sowie zur Besucherlenkung in ökologisch sensiblen Bereichen leisten. 
 
Abschließend verweisen wir auf die Stellungnahmen unserer Mitgliedsverbände Deutscher      
Alpenverein, Deutscher Kanu-Verband, Deutscher Interessensverband Mountainbike und des 
DOSB, die sich zusätzlich fachspezifisch zu Punkten des Entwurfs äußern. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

    
Vorsitzender    
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